An:

Sehr geehrte Frau Ministerin von der Leyen,

Zahlung von Hungerlöhnen, Ausbeutung und Misshandlung am Arbeitsplatz, Unterdrückung von Gewerkschaften, gefährliche Verletzungen und Gesundheitsschäden durch mangelnden Arbeitsschutz, Verursachung von massiven Umweltschäden.

Dies geschieht täglich weltweit in Zulieferbetrieben deutscher Unternehmen. 

Die Bundesregierung deckt diese Geschäftspraktiken und verhindert gezielt deren Offenlegung, denn sie blockiert die Initiative der EU-Kommission für eine Transparenzrichtlinie.  In ihrer Stellungnahme vom 18. November 2011 heißt es: „ Die Bundesregierung spricht sich ausdrücklich gegen neue gesetzliche Berichtspflichten zu sozialen und ökologischen Informationen im Rahmen von CSR aus.“
Ich fordere Sie auf, Unternehmen zur Offenlegung von Informationen darüber zu verpflichten, unter welchen sozialen und ökologischen Bedingungen sie ihre Produkte herstellen, wie sie Korruption vorbeugen, wie sie  die Einhaltung von Arbeits- und Menschenrechten gewährleisten.

Frau von der Leyen, ich fordere Sie auf:

Blockieren Sie nicht länger die Offenlegungspflicht für Unternehmen! 

Arbeiten Sie zusammen mit der EU konstruktiv an der Ausgestaltung von Regeln, die deutsche und europäische Unternehmen endlich zur Einhaltung von Menschenrechten, Sozial- und Umweltstandards anhalten! 

In der Hoffnung, dass Sie Verständnis für unser Anliegen aufbringen und es unterstützen, verbleibe ich mit freundlichen Grüßen

 [IHR NAME]

Email 
Gerd.hoofe@bmas.bund.de 

